Geſetz 


über 
die Preſſe. 


Vom 7. Mai 1874. 


Berlin, 1874. 


Verlag der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


o) Aas 
lr Dalia’ «ot 


Zweigstelle Bromberg 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher 
Kaiſer, König von Preußen 2°. 

verordnen im Namen des Deutſchen Reichs, nach 

erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths und des 

Reichstags, was folgt: 


I. Einleitende Beſtimmungen. 
§. 1. 


Die Freiheit der Preſſe unterliegt nur den⸗ 
jenigen Beſchränkungen, welche durch das gegen- 
wärtige Geſetz vorgeſchrieben oder zugelaſſen ſind. 


§. 2. 

Das gegenwärtige Geſetz findet Anwendung 
auf alle Erzeugniſſe der Buchdruckerpreſſe, ſowie 
auf alle anderen, durch mechaniſche oder chemiſche 
Mittel bewirkten, zur Verbreitung beſtimmten Ver— 
vielfältigungen von Schriften und bildlichen Dar- 
ſtellungen mit oder ohne Schrift, und von Muſi⸗ 
kalien mit Text oder Erläuterungen. 

Was im Folgenden von »Druckſchriften« ver: 
ordnet iſt, gilt für alle vorſtehend bezeichneten Er— 
zeugniſſe. 


Als Verbreitung einer Druckſchrift im Sinne 
dieſes Geſetzes gilt auch das Anſchlagen, Ausſtellen 
* 
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oder Auslegen Derfelben an Orten, wo fie der 
Kenntnißnahme durch das Publikum zugänglich iſt. 


$. 4. 


Eine Entziehung der Befugniß zum felbftandi- 
gen Betriebe irgend eines Preßgewerbes oder ſonſt 
zur Herausgabe und zum Vertriebe von Drud- 
ſchriften kann weder im adminiſtrativen, noch im 
richterlichen Wege ſtattfinden. 

Im Uebrigen ſind für den Betrieb der Preß⸗ 
gewerbe die Beſtimmungen der Gewerbeordnung 
maßgebend. 

§. 5. 


Die nichtgewerbsmäßige öffentliche Verbreitung 
von Druckſchriften kann durch die Ortspolizeibehörde 
denjenigen Perſonen verboten werden, welchen nach 
§. 57 der Gewerbeordnung ein Legitimationsſchein 
verſagt werden darf. 

Zuwiderhandlungen gegen ein ſolches Verbot 
werden nach $. 148 der Gewerbeordnung beſtraft. 


II. Ordnung der Preſſe. 


$. 6. 

Auf jeder im Geltungsbereich dieſes Geſetzes er— 
ſcheinenden Druckſchrift muß der Name und Wohn— 
ort des Druckers und, wenn ſie für den Buchhandel, 
oder ſonſt zur Verbreitung beſtimmt iſt, der Name 
und Wohnort des Verlegers, oder — beim Selbit- 
vertriebe der Drucſchrift — des Verfaſſers oder 
Herausgebers genannt fein. An Stelle des Na⸗ 
mens des Druckers oder Verlegers genügt die 
Sita der in das Handelsregiſter eingetragenen 

irma. 


Ausgenommen von dieſer Vorſchrift find die 
nur zu den Zwecken des Gewerbes und Verkehrs, 
des häuslichen und geſelligen Lebens dienenden 
Druckſchriften, als: Formulare, Preiszettel, Vifiten- 
karten und dergleichen, ſowie Stimmzettel für öffent— 
liche Wahlen, ſofern ſie nichts weiter als Zweck, 
Zeit und Ort der Wahl und die Bezeichnung der 
zu wählenden Perſonen enthalten. 


$. 7. 

Zeitungen und Zeitſchriften, welche in monat: 
lichen oder kürzeren, wenn auch unregelmäßigen 
Friſten erſcheinen (periodiſche Druckſchriften im 
Sinne dieſes Geſetzes), müſſen außerdem auf jeder 
Nummer, jedem Stücke oder Hefte den Namen und 
Wohnort des verantwortlichen Redakteurs enthalten. 

Die Benennung mehrerer Perſonen als ver— 
antwortliche Redakteure iſt nur dann zuläſſig, wenn 
aus Form und Inhalt der Benennung mit Be: 
ſtimmtheit zu erſehen iſt, für welchen Theil der 
Druckſchrift jede der benannten Perſonen die Re— 
daktion beſorgt. 


§. 8. 

Verantwortliche Redakteure periodiſcher Druck— 
ſchriften dürfen nur Perſonen fein, welche ver- 
fügungsfähig, im Beſitze der bürgerlichen Ehren: 
rechte ſind und im Deutſchen Reiche ihren Wohnſitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. 


9. 
Von jeder Nummer (Heft, Stück) einer perio. 
diſchen Druckſchrift muß der Verleger, ſobald die 
Austheilung oder Verſendung beginnt, ein Exem⸗ 
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plar gegen eine ihm ſofort zu ertheilende Beſcheini⸗ 
gung an die Polizeibehörde des Ausgabeorts un⸗ 
entgeltlich abliefern. 

Dieſen Vorſchrift findet keine Anwendung auf 
Druckſchriften, welche ausſchließlich Zwecken der 
Wiſſenſchaft, der Kunſt, des Gewerbes oder der 
Induſtrie dienen. 


$. 10. 


Der verantwortliche Redakteur einer periodiſchen 
Druckſchrift, welche Anzeigen aufnimmt, iſt ver⸗ 
pflichtet, die ihm von öffentlichen Behörden mit- 
getheilten amtlichen Bekanntmachungen auf deren 
Verlangen gegen Zahlung der üblichen Einrückungs⸗ 
gebühren in eine der beiden nächſten Nummern 
des Blattes aufzunehmen. 


$. 11. 


Der verantwortliche Redakteur einer periodischen 
Druckſchrift iſt verpflichtet, eine Berichtigung der 
in letzterer mitgetheilten Thatſachen auf Verlangen 
einer betheiligten öffentlichen Behörde oder Private: 
perſon ohne Einſchaltungen oder Weglaſſungen auf— 
zunehmen, ſofern die Berichtigung von dem Ein- 
ſender unterzeichnet iſt, keinen ſtrafbaren Inhalt 
hat und ſich auf thatſächliche Angaben beſchränkt. 

Der Abdruck muß in der nach Empfang der 
Einſendung nächſtfolgenden, für den Druck nicht 
bereits abgeſchloſſenen Nummer und zwar in dem⸗ 
ſelben Theile der Druckſchrift und mit derſelben 
Schrift, wie der Abdruck des zu berichtigenden 
Artikels geſchehen. 

Die Aufnahme erfolgt koſtenfrei, ſoweit nicht 
die Entgegnung den Raum der zu berichtigenden 
Mittheilung überſchreitet; für die über dieſes Maß 


hinausgehenden Zeilen find die üblichen Einrückungs— 
gebühren zu entrichten. 


§. 12. E: 


Auf die von den deutſchen Reichs-, Staats⸗ 
und Gemeindebehörden, von dem Reichstage oder 
von der Landesvertretung eines deutſchen Bundes- 
ſtaats ausgehenden Druckſchriften finden, ſoweit 
ſich ihr Inhalt auf amtliche Mittheilungen be⸗ 
ſchränkt, die Vorſchriften der SS. 6 bis 11 keine 
Anwendung. 


$. 13. 


Die auf mechaniſchem oder chemiſchem Wege 
vervielfältigten periodiſchen Mittheilungen (litho⸗ 
raphirte, autographirte, metallographirte, durch- 
Köriebene Korreſpondenzen) unterliegen, fofern fie 
ausſchließlich an Redaktionen verbreitet werden, 
den in dieſem Geſetze für periodiſche Druckſchriften 
getroffenen Beſtimmungen nicht. 


$. 14. 


ſt gegen eine Nummer (Stück, Den einer 
im Auslande erſcheinenden periodiſchen Druckſchrift 
binnen Jahresfriſt zwei Mal eine Verurtheilung 
auf Grund der SS. 41 und 42 des Strafgeſetz⸗ 
buchs erfolgt, ſo kann der Reichskanzler innerhalb 
zwei Monaten nach Eintritt der Rechtskraft des 
letzten Erkenntniſſes das Verbot der ferneren Ver- 
breitung dieſer Druckſchrift bis auf zwei Jahre durch 
öffentliche Bekanntmachung ausſprechen. 

Die in den einzelnen Bundesſtaaten auf Grund 
der Landesgeſetzgebung bisher erlaſſenen Verbote 
ausländiſcher periodiſcher Druckſchriften treten außer 
Wirkſamkeit. 


§. 15. 


In Zeiten der Kriegsgefahr oder des Krieges 
können Veröffentlichungen über Truppenbewegungen 
oder Vertheidigungsmittel durch den Reichskanzler 
mittelſt öffentlicher Bekanntmachung verboten werden. 


§. 16. 


Oeffentliche Aufforderungen mittelſt der Preſſe 
zur Aufbringung der wegen einer ſtrafbaren Hand- 
lung erkannten Geldſtrafen und Koſten, ſowie 
öffentliche Beſcheinigungen mittelſt der Preſſe über 
den Empfang der zu ſolchen Zwecken gezahlten Bei— 
träge ſind verboten. 

Das zufolge ſolcher Aufforderungen Empfangene 
oder der Werth deſſelben iſt der Armenkaſſe des 
Orts der Sammlung für verfallen zu erklären. 


$. 17. 


Die Anklageſchrift oder andere amtliche Schrift⸗ 
ſtücke eines Strafprozeſſes dürfen durch die Preſſe 
nicht eher veröffentlicht werden, als bis dieſelben in 
öffentlicher Verhandlung kund gegeben worden ſind 
oder das Verfahren ſein Ende erreicht hat. 


§. 18. 

Mit Geldſtrafe bis zu eintauſend Mark oder 
mit Haft oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten 
werden beſtraft: 

1) Zuwiderhandlungen gegen die in den $$. 14, 

15, 16 und 17 enthaltenen Verbote; 


2) Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen 
der SS. 6, 7 und 8, welche durch falſche 


Angaben mit Kenntniß der Unrichtigkeit be: 
gangen werden. 

Dieſelbe Strafe trifft den Verleger einer perio- 
diſchen Druckſchrift auch dann, wenn er wiſſentlich 
geſchehen läßt, daß auf derſelben eine Perſon 
fälſchlich als Redakteur benannt wird. 


$. 19. 


Mit Geldftrafe bis zu einhundert und fünfzig 
Mark oder mit Haft werden beſtraft: 
1) Zuwiderhandlungen gegen die SS. 6, 7 und 8, 
welche nicht durch $. 18 Ziffer 2 getroffen find; 
2) Zuwiderhandlungen gegen den F. 9; 
3) Zuwiderhandlungen gegen die SS. 10 und 11. 


In den Fällen der Ziffer 3 tritt die Verfolgung 
nur auf Antrag ein, und hat das Strafurtheil que 
gleich die Aufnahme des eingeſandten Artikels in die 
nächſtfolgende Nummer anzuordnen. Iſt die un⸗ 
berechtigte Verweigerung im guten Glauben ge⸗ 
ſchehen, ſo iſt unter Freiſprerhun von Strafe 
und Koſten lediglich die nachträgliche Aufnahme 
anzuordnen. 


III. Verantwortlichkeit fuͤr die durch die Preſſe 
begangenen ſtrafbaren Handlungen. 


§. 20. 


Die Verantwortlichkeit für Handlungen, deren 
Strafbarkeit durch den Inhalt einer Druckſchrift 
begründet wird, beſtimmt ſich nach den beſtehenden 
allgemeinen Strafgeſetzen. 


10 


Iſt die Druckſchrift eine periodifche, fo iſt der 
verantwortliche Redakteur als Thäter zu beſtrafen, 
wenn nicht durch beſondere Umſtände die Annahme 
ſeiner Thäterſchaft ausgeſchloſſen wird. 


§. 21. 


Begründet der Inhalt einer Druckſchrift den 
Thatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung, ſo ſind 


der verantwortliche Redakteur, 
der Verleger, 
der Drucker, 


derjenige, welcher die Druckſchrift gewerbs⸗ 
mäßig vertrieben oder ſonſt öffentlich ver: 
breitet hat (Verbreiter), 


ſoweit fie nicht nach $. 20 als Thäter oder Theil⸗ 
nehmer zu beſtrafen ſind, wegen Fahrläſſigkeit mit 
Geldſtrafe bis zu eintauſend Mark oder mit Haft 
oder mit Feſtungshaft oder Gefängniß bis zu einem 
Jahre zu belegen, wenn ſie nicht die Anwendung 
der pflichtgemäßen Sorgfalt oder Umſtände nad) 
7 welche dieſe Anwendung unmöglich gemacht 
haben. ’ 
Die Beftrafung bleibt jedoch für jede der be: 
nannten Perſonen ausgeſchloſſen, wenn fie als den 
Verfaſſer oder den Einſender, mit deſſen Einwilli- 
gung die Veröffentlichung geſchehen iſt, oder, wenn 
es a um eine nicht periodische Druckſchrift handelt, 
als den Herausgeber derſelben, oder als einen Der 
in obiger Rage vor ihr Benannten eine 
Perſon bis zur Verkündigung des erſten Urtheils 
nachweiſt, welche in dem Bereich der richterlichen 
Gewalt eines deutſchen Bundesſtaats ſich befindet, 
oder falls fie verſtorben iſt, ſich zur Zeit der Ver: 
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öffentlichung befunden hat; hinſichtlich des Ver- 
breiters ausländiſcher Druckſchriften außerdem, wenn 
ihm dieſelben im Wege des Buchhandels zuge⸗ 
kommen ſind. 


IV. Verjaͤhrung. 


§. 22. 


Die Strafverfolgung derjenigen Verbrechen und 
„Vergehen, welche durch die Verbreitung von Druck— 
ſchriften ſtrafbaren Inhalts begangen werden, ſo— 
wie derjenigen ſonſtigen Vergehen, welche in dieſem 
Geſetze mit Strafe bedroht ſind, verjährt in ſechs 
Monaten. 


V. Beſchlagnahme. 


§. 23. 


Eine Beſchlagnahme von Druckſchriften ohne 
richterliche Anordnung findet nur ſtatt: 


1) wenn eine Druckſchrift den Vorſchriften der 
SS. 6 und 7 nicht entſpricht, oder den Vor⸗ 
ſchriften des $. 14 zuwider verbreitet wird, 


2) wenn durch eine Druckſchrift einem auf Grund 
des F. 15 dieſes Geſetzes erlaſſenen Verbot 
zuwider gehandelt wird, 


3) wenn der Inhalt einer Druckſchrift den That- 
beftand einer der in den $$. 85, 95, 111, 
130 oder 184 des deutſchen . 
mit Strafe bedrohten Handlungen begründet, 
in den Fällen der $$. 111 und 130 jedoch 
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nur dann, wenn dringende Gefahr beſteht, 
daß bei Verzögerung der Beſchlagnahme die 
Aufforderung oder Anreizung ein Verbrechen 
wes Vergehen unmittelbar zur Folge haben 
werde. 


$. 24. 


Ueber die Beſtätigung oder Aufhebung der vor- 
läufigen Beſchlagnahme hat das zuſtändige Gericht 
zu entſcheiden. 

Dieſe Entſcheidung muß von der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft binnen vierundzwanzig Stunden nach An- 
ordnung der Beſchlagnahme beantragt und von 
dem Gericht binnen vierundzwanzig Stunden nach 
Empfang des Antrags erlaſſen werden. 

Hat die Polizeibehörde die Beſchlagnahme ohne 
Anordnung der Staatsanwaltſchaft verfügt, ſo muß 
ſie die Abſendung der Verhandlungen an die letztere 
ohne Verzug und ſpäteſtens binnen zwölf Stunden 
bewirken. Die Staatsanwaltſchaft hat entweder 
die Wiederaufhebung der Beſchlagnahme mittelſt 
einer ſofort vollſtreckbaren Verfügung anzuordnen, 
oder die gerichtliche Beſtätigung binnen zwölf Stun⸗ 
den nach Empfang der Verhandlungen zu beantragen. 

Wenn nicht bis zum Ablaufe des fünften Tages 
nach Anordnung der Beſchlagnahme der beſtätigende 
Gerichtsbeſchluß der Behörde, welche die Beſchlag— 
nahme angeordnet hat, zugegangen iſt, erliſcht die 
letztere und muß die Freigabe der einzelnen Stücke 
erfolgen. 


$. 25. 


Gegen den Beſchluß des Gerichts, welcher Die 
vorläufige Beſchlagnahme aufhebt, findet ein Rechts— 
mittel nicht ſtatt. 
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Die vom Gericht beftátigte, vorläufige Be- 
ſchlagnahme ift wieder aufzuheben, wenn nicht 
binnen zwei Wochen nach der Beſtätigung die Straf- 
verfolgung in der Hauptſache eingeleitet worden iſt. 


§. 27. 


Die Beſchlagnahme von Druckſchriften trifft 
die Exemplare nur da, wo dergleichen zum Zwecke 
der Verbreitung ſich befinden. Sie kann ſich auf 
die zur Vervielfältigung dienenden Platten und 
Formen erſtrecken; bei Druckſchriften im engeren 
Sinne hat auf Antrag des Betheiligten ſtatt Be- 
ſchlagnahme des Satzes das Ablegen des letzteren 
zu geſchehen. 

Bei der Beſchlagnahme ſind die dieſelbe ver- 
anlaſſenden Stellen der Schrift unter Anführung 
der verletzten Geſetze zu bezeichnen. Trennbare 
Theile der Druckſchrift (Beilagen einer Zeitung 2c.), 
welche nichts Strafbares enthalten, ſind von der 
Beſchlagnahme auszuſchließen. 


$. 28. 


Während der Dauer der Beſchlagnahme iſt die 
Verbreitung der von derſelben betroffenen Drud- 
ſchrift oder der Wiederabdruck der die Befchlag- 
nahme veranlaſſenden Stellen unſtatthaft. 

Wer mit Kenntniß der verfügten Beſchlag⸗ 
nahme dieſer Beſtimmung entgegenhandelt, wird 
mit Geldſtrafe bis fünfhundert Mark oder mit 
Gefängniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. 


§. 29, 


Zur Entſcheidung über die durch die Preſſe 
begangenen Uebertretungen ſind die Gerichte auch 
in denjenigen Bundesſtaaten ausſchließlich zuſtändig, 
wo zur Sit noch deren Aburtheilung den Ver: 
waltungsbehörden zuſteht. 

Soweit in einzelnen Bundesſtaaten eine Mit 
wirkung der Staatsanwaltſchaft bei den Gerichten 
unterſter Inſtanz nicht vorgeſchrieben iſt, ſind in 
den Fällen der ohne richterliche Anordnung erfolgten 
Beſchlagnahme die Akten unmittelbar dem Gericht 
vorzulegen. 


VI. Schlußbeſtimmungen. 


$. 30. 


Die für Zeiten der Kriegsgefahr, des Krieges, 
des erklärten Kriegs- (Belagerungs-) Zuſtandes oder 
innerer Unruhen (Aufruhrs) in Bezug auf die 
Preſſe beſtehenden beſonderen geſetzlichen Beſtim— 
mungen bleiben auch dieſem Geſetze gegenüber bis 
auf Weiteres in Kraft. 

Das Recht der Landesgeſetzgebung, Vorſchriften 
über das öffentliche Anſchlagen, Anheften, Aus- 
ſtellen, ſowie die öffentliche, unentgeltliche Vertheilung 
von Bekanntmachungen, Plakaten und Aufrufen 
zu erlaſſen, wird durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

Daſſelbe gilt von den Vorſchriften der Landes. 
geſetze über Abgabe von Freiexemplaren an Biblio» 
theken und öffentliche Sammlungen. 

Vorbehaltlich der auf den Landesgeſetzen be— 
ruhenden allgemeinen Gewerbeſteuer findet eine 
beſondere Beſteuerung der Preſſe und der einzelnen 
Preßerzeugniſſe (Zeitungs- und Kalenderſtempel, AD. 
gaben von Inſeraten 2c.) nicht ſtatt. 


15° 
§. 31. 


Dieſes Geſetz tritt am 1. Juli 1874 in Kraft. 
Seine Einführung in Elſaß⸗Lothringen bleibt einem 
beſonderen Geſetze vorbehalten. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 7. Mai 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bismarck. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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